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F R A N K  S T E F F E L :

Schwarzer Tag
für den

Bundesrat

SPD-Täuschungsmanöver
Z U WA N D E R U N G S G E S E T Z

Nach der Abstimmung zum Zu-
  wanderungsgesetz im Bundesrat beklagte
  der Vorsitzende der Berliner CDU-

Fraktion, Frank Steffel: „Bundesratspräsident
Wowereit hat sein Amt bei der Abstimmung zum
Zuwanderungsgesetz missbraucht und seine
Neutralität, zu der er als zweithöchster Repräsen-
tant der Bundesrepublik Deutschland verpflichtet
ist, sträflich verletzt.“
Der CDU-Politiker monierte: „Anstatt das
gesplittete Brandenburger Votum als ungültig
festzustellen, hat er nur die Stimme von Minister-
präsident Stolpe als Ja für das Land Brandenburg
gewertet und damit laut Artikel 51 des Grundge-
setzes verfassungswidrig gehandelt. Wowereits
Verhalten war weder sachpolitisch begründet noch
hat er den Rat der Verfassungsrechtler befolgt.
Stattdessen hat er offenkundig parteipolitisch
gehandelt und damit dem Bundesrat einen
schwarzen Tag beschert.
Die Zustimmung zum Integrationsgesetz durch
die rot-rote Berliner Landesregierung verschärft
die Lage am Berliner Arbeitsmarkt und erschwert
die wünschenswerte Integration der hier lebenden
Ausländer“, erläuterte Steffel abschließend.

R echtsbruch. Rechtsbeugung. Vertragsbruch.
Ein Gesetz zu Lasten Deutschlands. Was
 tut die SPD nicht alles, um von ihrem Ver-

sagen – besonders in der Wirtschaftspolitik abzu-
lenken.
Vor Ostern haben führende Sozialdemokraten das
Zuwanderungsgesetz durch den Bundesrat ge-
peitscht. SPD-Kanzler Schröder hat mit dem Miss-
brauch des Bundesrates für Parteiinteressen eine
Verfassungskrise billigend in Kauf genommen. SPD-
Innenminister Schily – eigentlich dem Schutz der
Verfassung verpflichtet – setzt sich ohne Skrupel über
das Föderalismus-Prinzip hinweg. Klaus Wowereit
als Bundesratspräsident wechselt innerhalb von we-
nigen Tagen seine Meinung und erkennt ein Ja Bran-
denburgs an, obwohl laut der Mehrheit der Rechts-
gelehrten das Abstimmungsergebnis als Enthaltung
zu  werten ist. Und zuletzt kann SPD-Ministerprä-
sident Manfred Stolpe den Erpressungsversuchen des
Kanzlers nicht mehr standhalten und bricht seinen
Koalitionsvertrag mit der CDU. Bleibt ein Bundes-
präsident , ebenfalls der SPD zugehörig, der nun-
mehr diesen Verfassungsbruch noch aufhalten kann.
Man darf gespannt sein, ob er die Größe parteipoli-

tischer Neutralität finden und seine Unterschrift unter
das Gesetz verweigern wird.
De facto wird es mit diesem Gesetz statt weniger mehr

Zuwanderung geben. Und diese insbesondere in den
Arbeitsmarkt, da auf den Nachweis eines konkreten
Arbeitsplatzes im Gesetz verzichtet wurde. Nicht-
staatliche und geschlechtsspezifische Verfolgung wird
ein Zuwanderungsgrund sein und Tore öffnen. Eine
wachsweiche Härtefallregelung für eine Aufenthalts-
erlaubnis gibt neue Anreize für die Zuwanderung. Die
für den Nachzug von Kindern erforderliche Kenntnis
der deutschen Sprache wurde dahingehend aufge-
weicht, dass statt des „Beherrschens“ nunmehr die blo-
ße Verständigungsfähigkeit ausreichen soll. All dies
weiß auch Innenminister Schily. Angesichts zwei bis
drei Jahre alter Interviews mit ihm möchte man mei-
nen, die Arbeitslosenquote wäre dramatisch gesunken.
Damals vertrat er die Überzeugung, eine potentielle
Zuwanderungsquote müsste bei Null liegen, denn „die
Grenze der Belastbarkeit Deutschlands durch Zuwan-
derung ist überschritten“.
Die Liste der Ungereimtheiten ließe sich lange fortset-
zen. Fest steht jedenfalls, die SPD hat mit diesem Ge-
setz die politische Kultur beschädigt, einen Diener vor
den Wünschen der Grünen vollzogen und der PDS
Tür und Tor in Brandenburg geöffnet.

Stillstand unter Wowereit
C D U  F O R D E R T  S O F O R T P R O G R A M M  F Ü R  A R B E I T

D
ie Erwerbslosigkeit in Berlin bleibt
trotz bundesweiter Frühjahrs-
belebung auf Rekordhöhe. Nach der
Veröffentlichung der Arbeitslosen-
zahlen für Berlin und Deutschland

sieht die Berliner CDU deshalb
dringenden Handlungsbedarf
und wirft dem seit fast einem Jahr
amtierenden Senatschef Wowereit
Untätigkeit vor. Dazu der Vorsit-
zende der Berliner CDU-Frakti-
on im Abgeordnetenhaus, Frank
Steffel: „Die weiterhin hohe Zahl
von Arbeitslosen in Berlin gibt
uns Berlinerinnen und Berlinern
Anlass zur größten Sorge. Mit
über 290.000 hat die Erwerbslo-
sigkeit trotz der sonst üblichen
Frühjahrsentspannung dramati-
sche Ausmaße angenommen.
Und eine kurzfristige Verbesse-
rung ist angesichts der hohen An-
zahl von Firmenpleiten in Berlin
nicht zu erwarten. Damit ist die Wirtschafts- und
Arbeitsmarktpolitik des Regierenden Bürgermeisters
Wowereit und der rot-grünen Bundesregierung kläg-
lich gescheitert.

Insbesondere der rot-dunkelrote Senat bleibt jede Ant-
wort nach einer Lösung der Misere auf dem Arbeits-
markt schuldig. Konzeptlos und ohne Ideen steuert er
von einer Firmenpleite zur nächsten.“ Bezeichnend für
die katastrophale Situation seien der Rückgang der freien

Stellen im Februar um ein Drittel gegenüber dem Vor-
jahr, die weiterhin hohe Zahl der Jugendarbeitslosig-
keit mit fast 36.000 und die unverändert hohe
Erwerbslosenquote in Berlin mit 17 Prozent. Die CDU-

Die Bundesregierung und der rot-rote
  Senat von Berlin wollen offenkundig die
  Ansiedlung der geplanten Wirtschafts-

universität verhindern, so der stellvertretende
Fraktionsvorsitzende der CDU/CSU-Bundestags-
fraktion, Günter Nooke. Es sei ein Skandal, wie
Rot-Gün und PDS mit dem Projekt umgehen. Im
Herzen Berlins wollen große Wirtschaftsunter-
nehmen eine hochkarätige, privat finanzierte
Eliteschule einrichten. Anstatt den Bewerbern
schnellstens den roten Teppich auszurollen,
zerreden Bundesministerien und Senatsverwaltun-
gen das Projekt. Und das angesichts der Konkur-
renz anderer Standorte in Deutschland, die
jederzeit den Wünschen der Initiatoren entspre-
chen würden. Schon im Spätherbst könnte die
„European School for Management &
Technology“ gestartet werden. Aber der Berliner
PDS-Kultursenator Flierl will aus dem ehemali-
gen Staatsratsgebäude lieber einen Ort für
politische Bildung machen – wahrscheinlich eine
Art Zentrum für Marxismus-Leninismus. Als ob
die deutsche Hauptstadt keine anderen Sorgen
hat!

Rot-Grün/PDS
verhindern
Privat-Uni

G Ü N T E R  N O O K E :

Fraktion fordert den rot-dunkelroten Senat wegen der
dramatischen Situation deshalb auf, unverzüglich ein
Sofortprogramm zur Belebung des Arbeitsmarktes auf-
zustellen, um die wirtschaftlichen Rahmenbedingun-
gen zu verbessern und um mehr Investoren nach Berlin

zu holen. Dazu hat die CDU-Frak-
tion in den vergangenen Wochen be-
reits Lösungskonzepte vorgeschla-
gen:

n die Einführung eines Mittelstands-
gesetzes zur Entlastung von kleinen
und mittleren Betrieben.
n eine Entflechtung von überflüssi-
gen Gesetzen und Vorschriften zur
Vereinfachung von Existenz-
gründungen.
n die Liberalisierung der Laden-
öffnungszeiten werktags von 6 bis 22
Uhr.

Abschließend sagte Steffel: „Damit
wird die Attraktivität des

Wirtschaftsstandortes Berlin erhöht für mehr Arbeits-
plätze und mehr Investitionen. Nach fast einem Jahr
im Amt sind endlich Taten gefordert. Wir brauchen ein
Berliner Wirtschaftswunder, Herr Wowereit!“

Edmund Stoiber beklagte im Bundes-
rat die Kaltschnäuzigkeit der SPD.
Foto: Ullstein


